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Klage des Islamischen Zentrums:
Rückkehr zur Blauen Moschee gefordert
Islamisches Zentrum Hamburg klagt gegen Schließung der
Blauen Moschee. Ziel: Wiedereröffnung und Wahrung der

Religionsfreiheit.

Inmitten eines intensiven rechtlichen Streits über die Schließung
einer wichtigen Glaubenseinrichtung haben Gläubige und die
betroffenen Gemeinden unterschiedliche Perspektiven auf die
Auswirkungen dieses Verbots. Die Blaue Moschee, offiziell als
Imam-Ali-Moschee bekannt, wurde vor rund drei Wochen in
Hamburg geschlossen, nachdem das Bundesinnenministerium
das Islamische Zentrum Hamburg (IZH) als extremistisch
eingestuft hat.

Schlichte Religionsausübung oder
politisches Zentrum?

Das Ministerium argumentiert, dass das IZH von der iranischen
Regierung gesteuert wird und verfassungsfeindliche Ziele
verfolgt, was als Rechtfertigung für das Verbot herangezogen
wird. Diese Behauptung wird von den Vertretern des IZH als
unbegründete Unterstellung bezeichnet. Der Anwalt des
Zentrums kritisiert die Schließung der Moschee, da sie den
gläubigen Schiiten den Zugang zu einer zentralen
Glaubenseinrichtung verweigert. Dies hindere sie an ihrer im
Grundgesetz festgeschriebenen Religionsfreiheit, so die Kläger. 

Rechtliche Schritte und Dialogbereitschaft

Um die Schließung rückgängig zu machen, hat das IZH Klage



beim Bundesverwaltungsgericht in Leipzig eingereicht. Die
Hauptmotivation hinter dieser rechtlichen Klage besteht darin,
die Blaue Moschee wieder für die Gläubigen zugänglich zu
machen. In einer Stellungnahme erklärten die IZH-Vertreter,
dass es keine berechtigten Bedenken gegen die Weiternutzung
des Gotteshauses für religiöse Aktivitäten geben sollte, wenn
das Ministerium ernsthaft den freien Glauben der Schiiten
respektiert.

Demonstrationen und Unterstützung der
Gemeinde

In den vergangenen Wochen haben sich vor der Blauen Moschee
zahlreiche Gläubige versammelt, um zu beten und für die
Wiedereröffnung des Gotteshauses zu demonstrieren. Diese
mobilisierten Gruppen zeigen die emotionale und religiöse
Bindung, die viele zu dieser Moschee haben. Das Verbot und die
damit verbundenen Maßnahmen haben eine Welle von
Solidarität und Unterstützung unter den Gläubigen ausgelöst.

Politische Dimension des Verbots

Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) bezeichnete das IZH
als ein bedeutendes Propagandazentrum des Irans in Europa.
Dies wirft Fragen zu dem Spannungsfeld zwischen nationaler
Sicherheit und der religiösen Praxis auf. Die Situation rund um
das IZH und die Blaue Moschee spiegelt eine größere Debatte
über die Grenzen von religiöser Freiheit und den Einfluss
ausländischer Regierungen wider.

Rechtlicher Kontext und Ausblick

Das IZH ist nicht die einzige Organisation, die gegen ein Verbot
vorgeht. Das ebenfalls verbotene Zentrum der Islamischen
Kultur Frankfurt hat ebenfalls Klage gegen das Verbot
eingereicht, was zeigt, dass diese rechtlichen
Auseinandersetzungen bedeutende Konsequenzen für die



religiöse Landkarte in Deutschland haben könnten. Die
Entwicklungen rund um die Blaue Moschee sind somit nicht nur
von lokalem Interesse, sondern könnten weitreichende
Auswirkungen auf die Wahrnehmung von Muslimen und deren
Organisationen in Deutschland haben.
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